

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 21.08.1997 

Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.08 Uhr

                          Ende: 21.06 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  19.03 Uhr bis 19.16 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer



Stellv. Stadtpräsidentin Schattke

1. Schriftführer/in:
Herr Kratzat



Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:
Herr Meyer



Frau Engelke

Ratsmitglieder:

Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester, 

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Guta, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, 

Herr Huckriede, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Herr Kolb, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, 

Herr G. Meyer, Herr K.-D. Meyer, Herr Moriz, Frau Oschmann, Herr Oschmann, Herr Petersen, 

Herr Raupach, Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, Herr Schreiber, 



Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke, 



Herr Silz, Frau Stöcken, Herr Tank, Herr Tovar, 



Herr Tschorn, Herr Wetzel, Herr Witt, 

Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Herr Finger, Frau Kühl, Herr Witt

Es kommt später:

Frau Stöcken (anwesend ab 16.30 Uhr)

Stadträte/innen:

Bürgermeister Dr. Kirschnick, Stadtbaurat Dr. Flagge, 



Stadtrat Schirmer, Stadträtin Bommelmann

Es haben sich

entschuldigt:

./.

Außerdem sind anwesend: 

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Frau Thomsen (Amt für Organisation und Verwaltungsre-



form)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die


Anwesenden.


Anschließend erheben sich die Anwesenden, um Herrn Jörg Jaehnike zu geden-


ken, der am 14. August 1997 verstorben ist.

Herr Jaehnike gehörte von Februar 1984 bis März 1990 und von Dezember 1993 bis März 1994 als Mitglied der CDU-Ratsfraktion der Kieler Ratsversammlung an und war von 1978 bis 1984 und 1990 bis 1993 als bürgerliches Mitglied in verschiedenen Ausschüssen tätig. Von März 1984 bis März 1986 war er außer​dem 1. Schriftführer der Ratsversammlung.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß sich 3 Mitglieder der Ratsversammlung entschuldigt haben und 1 Mitglied später kommt, so daß zu Beginn der Sitzung 45 und später 46 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtragstagesordnungen sind mit einer Zusammenstellung vom 18. August 1997 nachgeschickt und mit einer weiteren Zusammenstellung auf den Tisch gelegt worden. Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat

Punkt 10. m) B-A-B-Anschlußstelle A 215 - Russeer Weg          - Drs. 409 -





(sog. Russeer Rampe)





CDU-Ratsfraktion


und

Punkt 10. q) Verzicht auf die BAB-Anschlußstelle A 215         - Drs. 414 -





- Russeer Weg (sog. "Russeer Rampe")





S-U-K-Ratsfraktion


sind von den Antragstellern zurückgezogen worden.


Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.


Punkt 1. Mitteilungen des Oberbürgermeisters

- Vertrag über die Änderung der Grenzen               - Drs. 403 ​

zwischen der Gemeinde Altenholz, Kreis

Rendsburg-Eckernförde und der LHS Kiel vom 19.06.1997 und

- Öffentlich-rechtlicher Vertrag über die Grün​dung eines 

Zweckverbandes "Entwicklungsgemein​schaft Altenholz-Dänischenhagen-Kiel"




vom 19.06.1997



Bürgermeister Dr. Kirschnick

aus der nichtöffentlichen Sitzung wird Punkt 29 der öffentlichen Sitzung.

Punkt 10. v) B-A-B-Anschlußstelle A 215 - Russeer Weg          - Drs. 433 -




(sog. Russeer Rampe)




CDU-Ratsfraktion/S-U-K-Ratsfraktion


wird gemeinsam mit


Punkt 25. b) Kleine Anfrage




Autobahnanbindung Russeer Weg                     - Drs. 388 -




Ratsherr Lindner, SPD-Ratsfraktion


und


Punkt 26. a) Große Anfrage




Autobahnanschluß Russeer Weg                      - Drs. 240 -




CDU-Ratsfraktion


zur Behandlung aufgerufen.


Die Dringlichkeit aller nachgereichten und auf den Tisch gelegten Anträge


und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß ein Antrag der Rats​fraktion Bündnis 90/Die Grünen außerhalb der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt wurde, in dem es um eine Umbesetzung im Ortsbeirat Mitte geht.

Die Dringlichkeit wird anerkannt. Der Antrag wird unter Punkt 10. m) behan-


delt.


Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) stellt im Namen seiner Fraktion einen


Dringlichkeitsantrag mit dem Thema "Großkonzerte in Kiel".


Die Dringlichkeit wird nicht anerkannt. Somit wird dieser Punkt erst in der


nächsten Sitzung der Ratsversammlung behandelt.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

3. Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß Ratsherr Dr. Andreas Piltz (S-U-K) aufgrund des Grenzänderungsvertrages vom 19.06.1997 zwischen der Gemeinde Altenholz und der Landeshauptstadt Kiel sein Mandat mit Wir​kung vom 01.07.1997 verloren hat.


Zur Nachfolge hat der Oberbürgermeister als Gemeindewahlleiter


Herrn Klaus-Dieter Meyer,


Stockholmstraße 19, 24109 Kiel,


festgestellt.

Die Annahmeerklärung von Herrn Klaus-Dieter Meyer ist am 15.07.1997 beim Wahlleiter eingegangen. Damit ist Herr Klaus-Dieter Meyer von diesem Tage an Mitglied der Ratsversammlung.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) bittet Herrn Klaus-Dieter Meyer nach

vorne und verpflichtet ihn nach § 33 Abs. 5 der Gemeindeordnung für Schles-

wig-Holstein auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten und


führt ihn in seine Tätigkeit ein.

4. Schlußbericht "Verwaltungsreformmodell Kiel - Stufe I"


Der Schlußbericht ist allen Mitgliedern der Selbstverwaltung zugesandt wor-


den.


P r o f .  D r .  v o n  M u t i u s   trägt eine kurze Zusammenfassung des


Schlußberichtes vor. Eine anschließende Diskussion findet nicht statt.


Kenntnis genommen.

5. Einwohneranfragen


Es liegen keine Einwohneranfragen vor.

6. Aktuelle Stunde


Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von den Ratsmitglie-


dern keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit.

7. Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am 17.04.1997, 15.05.1997 und 12.06.1997


Die Niederschriften haben ausgelegen.


Es sind keine Einwendungen eingegangen.


Antrag: die Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am




17.04.1997, 15.05.1997 und 12.06.1997 werden genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

8. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

a) Neuauflage der Broschüre "Endgültiger Beschluß - Ratsversammlung"

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß das Presseamt nach In​krafttreten der neuen Gemeindeordnung und nach der Oberbürgermeisterwahl die Broschüre "Endgültiger Beschluß - Ratsversammlung" komplett überarbei​tet hat. Text, Layout und Format wurden geändert. Die Broschüre, die ein Faltblatt mit der aktuellen Sitzordnung im Rat beinhaltet, kann im Rathaus am Informationstresen und beim Presseamt, Abteilung Öffentlichkeitsarbeit, abgeholt werden.


Kenntnis genommen.

9. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 

a) Entwicklung des Berichtswesens gem. § 45 b Abs.1            - Drs. 381 -



Nr. 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein  



Kenntnis genommen

b) Resolution der Ratsversammlung vom 17.04.97 zur             - Drs. 390 -



Situation der bosnischen Bürgerkriegsflüchtlinge  



Kenntnis genommen                                 

c) Machbarkeitsstudie "Zivil-militärische Folge-
- Drs. 359 -



nutzung freiwerdender Konversionsflächen im       



Marinestützpunkt Kiel-Wik"                        



Kenntnis genommen                                 

d) Grundinstandsetzung der Ufereinfassungen
- Drs. 357 -



im Bereich - der Kiellinie, - des Sartorikais,    



- des Bahnhofkais                                 



Kenntnis genommen                                 

e) Sachstand zu den Ausbauplänen des Sophienhofes
- Drs. 358 -



Kenntnis genommen                                 

f) Kooperation der K.E.R.N.-Region/Nordregion in
- Drs. 419 -



der Abfallwirtschaft                              



Kenntnis genommen                                 

10. Anträge der Fraktion 

a) Umbesetzung im Ortsbeirat Schilksee
- Drs. 382 -



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



vor:



Für das ausgeschiedene Ortsbeiratsmitglied Wolfgang Kastens wird als



neues Mitglied des Ortsbeirats Schilksee gewählt:



Frau



Christine Bertram



Pinguinweg 5



24159 Kiel.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig - 

b) Umbesetzung im SchulleiterInnen-Wahlausschuß
- Drs. 383 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Für das ausgeschiedene Mitglied Gabe Hanowski-Zabel wird als neues Mit​glied des SchulleiterInnen-Wahlausschusses gewählt:



Dr. Dieter Sinhart-Pallin



Eichhofstr. 12



24116 Kiel.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

c) Fortschreibung des Landschaftsplans und
- Drs. 391 -



Neuaufstellung des Flächennutzungsplans           



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird gebeten, umgehend die Erarbeitung einer ver​bindlichen Zeitschiene für die o. g. Planungen zu veranlassen. Ziel sollte die abschließende Beratung durch die Ratsversammlung vor der Kom​munalwahl im März 1998 sein.



Beschluß:  mit Änderung einstimmig 

c) Fortschreibung des Landschaftsplans und Neuauf-
- Drs. 426 -



stellung des Flächennutzungsplans                 



hier: Ergänzungsantrag                            

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



Dem vorliegenden Antragstext wird folgender Satz hinzugefügt:

Im Hinblick auf einen möglichst breiten Konsens bei der Abwägung von In​teressenkonflikten, insbesondere auch mit den Betroffenen vor Ort wäh​rend der Planumsetzung, soll dabei Raum für offene Diskussion unter Ent​scheidungsträgern und Öffentlichkeit gewährleistet werden.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit- 

10. c) Fortschreibung des Landschaftsplanes und Neuaufstellung des - Drs. 391 ​Flächennutzungsplans
- Drs. 426 -

Hierzu wurde ein Ergänzungsantrag Drs. 426, der SPD-Ratsfraktion und der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN auf den Tisch gelegt.



Beschluß über den Ergänzungsantrag, Drs. 426: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über die Drs. 391 einschl. der beschlossenen Ergänzung der Drs. 426: Nach Antrag - einstimmig


d) Einführung des Schichtbetriebes bei der Müllabfuhr
- Drs. 427 -



hier: Änderungsantrag                             

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



Der Antragstext wird wie folgt verändert:

Der Oberbürgermeister wird gebeten zu prüfen, inwiefern es möglich ist, durch eine wirtschaftlichere Führung des Abfallwirtschaftsbetriebes,

z. B. Einführung des Schichtbetriebes, zu Einsparungen bei den Müllge​bühren zu kommen.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-
 

10. d) Einführung des Schichtbetriebes bei der Müllabfuhr
- Drs. 392 -




- Drs. 427 -

Hierzu wurde ein Änderungsantrag, Drs. 427, der SPD-Ratsfraktion und der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN auf den Tisch gelegt.



Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt den Änderungsantrag zur



Abstimmung.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit



Somit wird der Ursprungsantrag der CDU-Ratsfraktion, Drs. 392, durch den

Änderungsantrag, Drs. 427, ersetzt. Er steht damit nicht mehr zur Bera-



tung an.

e) Nachwahl eines bürgerlichen Mitgliedes für                  - Drs. 395 
​den Kulturausschuß                                


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


In den Kulturausschuß wird als bürgerliches Mitglied


Frau


Karin Halbe


Flensburger Straße 87


24106 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

f) Nachwahl eines bürgerlichen Mitgliedes                      - Drs. 396 
​für den Bauausschuß                               


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


In den Bauausschuß wird als bürgerliches Mitglied


Herr


Achim Heinrichs


Wörthstraße 41


24116 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

g) Nachwahl eines Stellvertreters für den                      - Drs. 397 
​Wirtschafts- und Kieler Woche Ausschuß            


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Für den Ausschuß Wirtschaft und Kieler Woche wird


als Stellvertreter


Herr Klaus-Dieter Meyer


Stockholmstraße 19


24109 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

h) Nachwahl eines Stellvertreters für den                      - Drs. 398 ​Rechnungsprüfungsausschuß                         


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Für den Rechnungsprüfungsausschuß wird


als Stellvertreter


Herr Klaus-Dieter Meyer

Stockholmstraße 19 24109 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

i) Nachwahl eines Mitgliedes für den                           - Drs. 399 ​
Ortsbeirat Mettenhof                              


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Als Mitglied für den Ortsbeirat Mettenhof wird


Herr Hanno Tank


Kopenhagener Allee 7


24109 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

j) Nachwahl eines Stellvertreters für den                      - Drs. 400 ​
Finanz- und Wohnungsausschuß                      


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Für den Finanz- und Wohnungsausschuß wird


als Stellvertreter


Herr Wolfgang Kottek


Jacobystraße 12


24106 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

k) Bericht über die Bemühungen um Fremdabfall-                 - Drs. 407 
​lieferungen in die MVA                            


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


vor:

Der Oberbürgermeister wird gebeten, der Ratsversammlung zu ihrer Sitzung im September einen Bericht zu geben


(a) über die Bemühungen der Verwaltung, die vorhandenen Kapazitäten der

beiden MVA-Kessel (120.000 t/a) schon im Jahr 1997 auszulasten sowie (b) über die Gründe, die einer derartigen Lösung zum Wohle der Kieler AbfallgebührenzahlerInnen bisher entgegengestanden haben.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

l) Aufnahme von Kriterien der Förderung einer                  - Drs. 408 ​
ökologischen und frauenfreundlichen Wirtschafts-  


weise in die Vergaberichtlinien der LHS Kiel      


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Die Verwaltung wird gebeten, der Ratsversammlung zu unterbreiten, wie Kriterien der Förderung einer ökologischen, sozialen, frauenfreundlichen und regional-bezogenen Wirtschaftsweise in die Vergaberichtlinien der Landeshauptstadt Kiel verbindlich aufgenommen werden können.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

m) B-A-B-Anschlußstelle A 215 - Russeer Weg                    - Drs. 409 -



(sog. Russeer Rampe)                              



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:



1. Die weiteren Planungen zum Bau der Russeer Rampe werden eingestellt.

2. Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, nach endgültiger Fertigstel​lung der Mühlenwegtrasse die Verkehrsbelastungen in dem Gebiet Russe​er Weg, Hofholzallee, Köpenicker Straße, Spreeallee, Am Rutkamp und Rendsburger Landstraße zu ermitteln und auf dieser Grundlage der Selbstverwaltung alternative Lösungen vorzuschlagen.



Zurückgezogen

m) Umbesetzung im Ortsbeirat Mitte                             - Drs. 443 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor: Als neues Mitglied wird



Klaus Müller



Legienstr. 29



24103 Kiel



in den Ortsbeirat Miette gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

n) Verwendung des Stadtwappens                                 - Drs. 410 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Namens der CDU-Ratsfraktion bringe ich den als Anlage beigefügten Antrag vom 13. Oktober 1987 bezüglich der Verwendung des Stadtwappens zur Rats​versammlung am 21. August 1997 neu ein.

Ich bitte Sie, diesen Antrag in der Ratsversammlung zur Abstimmung zu



stellen.



Beschluß: Verwiesen

10. n) Verwendung des Stadtwappens                                 - Drs. 410 -



Ratsherr   R a u p a c h   (SPD) stelle einen Geschäftsordnungsantrag



auf Überweisung in den Hauptausschuß.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß es heute im Antrag lauten muß "Der Oberbürgermeister wird beauftragt ...".



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Verwiesen

o) Vergabe von Gutachten                                       - Drs. 411 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird gebeten, vor der Vergabe von Gutachten an private Gutachter unter Anlegung eines strengen Maßstabes zu prüfen, ob

die Aufgabe mit eigenen Fachkräften von der Verwaltung der Landeshaupt​stadt Kiel gelöst werden kann.



Beschluß:  Durch Neufassung ersetzt


o) Vergabe von Gutachten
- Drs. 425 -



hier: Änderungsantrag                             



Hierzu liegt folgender Änderungsantrag der SPD-Ratsfraktion vor:



Der Antrag der CDU-Fraktion wird folgendermaßen ergänzt:

"Der Oberbürgermeister wird gebeten, auch zukünftig vor der Vergabe von Gutachten an private Gutachter unter Anlegung eines strengen Maßstabes zu prüfen, ob die Aufgabe mit eigenen Fachkräften von der Verwaltung der Landeshauptstadt Kiel gelöst werden kann."



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

10. o) Vergabe von Gutachten
- Drs. 411 -





- Drs. 425 -

Hierzu wurde ein Änderungsantrag, Drs. 425, der SPD-Ratsfraktion auf den Tisch gelegt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt den Änderungsantrag zur Ab​stimmung.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Somit wird der Ursprungsantrag der CDU-Ratsfraktion, Drs. 411, durch den Änderungsantrag, Drs. 425, ersetzt. Er steht damit nicht mehr zur Bera​tung an.


p) Reduzierung der Sozialhilfekosten
- Drs. 429 -



hier:Ergänzungsantrag                             



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion/  Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



(1) Die ersten beiden Sätze des vorliegenden Antrags werden durch fol-



gende neue Formulierung ersetzt:



I. Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, der Ratsversammlung par-



allel zum Haushalt 1998 Eckdaten vorzulegen, aus denen hervorgeht:




1. welche Personengruppen schwerpunktmäßig unter Angabe der Haushalt-




sansätze in 1998 seitens der Landeshauptstadt Kiel beschäftigungs-




wirksam gefördert werden sollen (getrennt nach Zielgruppen, Alter,




 Geschlecht);

2. welche zusätzlichen Ausbildungsplätze für benachteiligte männliche und weibliche Jugendliche die Landeshauptstaddt Kiel und ihre Ämter in 1998 zur Verfügung stellen können und welche Mehrkosten damit ver​bunden sind;

3. in welcher Art und Weise die Kieler Wirtschaftsförderungsgesell​schaft (KIWI) in Kooperation mit anderen lokalen Akteuren der Bil​dungs- und Beschäftigungspolitik sowie der Wirtschaftsunternehmen überbetriebliche Ausbildung für von Arbeitslosigkeit bedrohte Jugend​liche realisieren kann.



(2) Satz 3 bleibt unverändert, wird jedoch mit einer II. gekennzeichnet.



(3) Satz 4 wird ersatzlos gestrichen.



Beschluß:  Verwiesen


p) Reduzierung der Sozialhilfekosten
- Drs. 412 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, der Ratsversammlung parallel zum Haushalt 1998 ein Konzept vorzulegen, wie im Haushaltsjahr 1998 die Jahreskosten für Sozialhilfe vermindert und die Vermittlung von Lang​zeitarbeitslosen und Sozialhilfeempfängern in sozialversicherungspflich​tige Arbeitsverhältnisse gefördert werden kann. Das Konzept soll sich insbesondere an den Grundsätzen und Ideen des sog. "Lübecker Modells" als auch an der Tätigkeit der Vermittlungsagentur "NEULAND" des Kreises Plön orientieren. Zugleich ist die Tätigkeit der "KIBA GmbH" kritisch zu durchleuchten und auf die Zukunftsfähigkeit des Projekts zu untersuchen. Dies gilt ganz besonders im Hinblick auf das Verhältnis Kosten und Zu​schußbedarf zu Vermittlungserfolgen in den ersten Arbeitsmarkt.



Beschluß:  Verwiesen

10. p) Reduzierung der Sozialhilfekosten
- Drs. 412 -




- Drs. 429 -



Hierzu wurde ein Ergänzungsantrag, Drs. 429, der Ratsfraktion 



Bündnis 90/DIE GRÜNEN auf den Tisch gelegt.

Ratsfrau   S t ö c k e n   (SPD) stellt einen Geschäftsordnungsantrag auf Überweisung beider Anträge in den Sozialausschuß.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Verwiesen


q) Verzicht auf die BAB-Anschlußstelle A 215 -
- Drs. 414 -



Russeer Weg (sog. "Russeer Rampe")



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Auf weitere Planungen für den Bau der Anschlußstelle Russee - A 215 in Höhe des Russeer Weges wird verzichtet. Weitere über die bisher schon bereitgestellten Planungsmittel hinausgehenden Mittel werden nicht in den Haushalt eingestellt.



Zurückgezogen


r) Neustrukturierung des Städtischen Krankenhauses
- Drs. 415 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bis zur Sitzung der Ratsversamm​lung im Februar 1998 einen konzeptionellen Vorschlag zur Neuorganisation des städtischen Krankenhauses vorzulegen, der eine kostendeckende Ar​beitsweise gewährleistet. Darüber hinaus soll dieses Konzept Möglichkei​ten aufzeigen, durch gezielte Maßnahmen mittelfristig Gewinne zu erzie​len.



Beschluß:  Verwiesen 

10. r) Neukonstruktion des Städtischen Krankenhauses
- Drs. 415 -



Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) stellt einen Geschäftsordnungsantrag



auf Überweisung in den Gesundheitsausschuß.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Verwiesen

s) Nachwahl eines Stellvertreters für den Sozialaus            - Drs. 422 
schuß                                             


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Für den Sozialausschuß wird


als Stellvertreter


Herr Klaus-Dieter Meyer, Stockholmstraße 19, 24109 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

t) Keine Erhebung von Erbbauzins bei Sportvereinen             - Drs. 431 -


Antrag aller im Rat vertretenen Fraktionen


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion, Bündnis 90/DIE GRÜ-


NEN, der CDU-Ratsfraktion und der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Zu Lasten von Vereinen und Verbänden, deren Grundstücke sportlichen oder

karitativen Zwecken dienen, wird die Berechtigung der Landeshauptstadt Kiel zur Erhebung eines Erbbauzinses nach den geltenden Bestimmungen in das Grundbuch eingetragen.


Von der Erhebung des Erbbauzinses wird weiterhin abgesehen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

u) Umsetzung im Ausschuß für Behinderte, Kriegsopfer           - Drs. 432 ​und Vertriebene                                   


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Als neues ordentliches Mitglied und zum Vorsitzenden des Ausschusses für Behinderte, Kriegsopfer und Vertriebene wird das bisherige stellvertre​tende Ausschußmitglied


Marcus Wewer


Steinstr. 26


24118 Kiel


gewählt.


Als neues stellvertretendes Mitglied wird


Ratsherr Helmut Schreiber


Adolfplatz 9


24105 Kiel


in den Ausschuß für Behinderte, Kriegsopfer und Vertriebene gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

v) B-A-B-Anschlußstelle A 215 - Russeer Weg                    - Drs. 433 ​
(sog. Russeer Rampe)                              


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


1. Auf die weitere Planung zum Bau der Russeer Rampe wird verzichtet.

2. Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, nach endgültiger Fertigstel​lung der Mühlenwegtrasse die Verkehrsbelastungen in dem Gebiet Russe​er Weg, Hofholzallee, Köpenicker Straße, Spreeallee, Am Rutkamp und Rendsburger Landstraße zu ermitteln und auf dieser Grundlage der Selbstverwaltung alternative Lösungen vorzuschlagen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

10. v) B-A-B-Anschlußstelle A 215 - Russeer Weg                    - Drs. 433 ​
(sog. Russeer Rampe)

25. b) Kleine Anfrage: Autobahnanbindung Russeer Weg               - Drs. 388 
​26. a) Große Anfrage: Autobahnanschluß Russeer Weg                 - Drs. 240 -

Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt. Außerdem wurde beschlossen, die Drucksachen 388 und 240 ebenfalls unter diesem Tagesordnungspunkt zu behandeln. Die Antworten zu diesen Anfragen liegen vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß gestern in ihrem Bü​ro 1.172 Unterschriften der Bürgerinitiative "Autobahnrampe Russee ​Nein, Danke!" abgegeben wurden.

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) teilt mit, daß im Antragstext auch die S-U-K-Ratsfraktion genannt werden muß, da es sich um einen interfraktio​nellen Antrag gemeinsam mit der CDU-Ratsfraktion handelt.

Ratsherr   L i n d n e r   (SPD) stellt im Namen seiner Fraktion folgen​den Alternativantrag:


"Die Ratsversammlung beschließt:

1. Die weiteren Planungen zum Bau der Russeer Rampe werden nach Abschluß der laufenden Vorplanungen zunächst unterbrochen.

2. Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, die Konsequenzen eines Ver​zichts auf die Rampe Russee hinsichtlich der Auswirkungen auf das nachgeordnete Netz untersuchen zu lassen. Die Ergebnisse sind der Ratsversammlung vorzulegen."

Ratsfrau   D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt den Ge-


schäftsordnungsantrag an den Schluß der Rednerliste.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Rednerliste so​mit geschlossen ist und gibt die noch vorliegenden Wortmeldungen zur Sa​che bekannt.

Nachdem der Oberbürgermeister schon einmal zur Sache gesprochen hat, meldet er sich nochmals zu Wort. Dies wirft die Frage auf, ob der Ober​bürgermeister nach Schluß der Rednerliste von seinem Recht Gebrauch ma​chen kann, jederzeit das Wort ergreifen zu können. Dieses Problem wird während einer Sitzungsunterbrechung erörtert. Danach teilt Stadtpräsi​dentin   R e y e r   (SPD) mit, daß dem Oberbürgermeister gem. § 36

Abs. II der Gemeindeordnung S.-H. auf Wunsch das Wort zu erteilen ist. Dies gilt gem. § 21 Abs. IV der Geschäftsordnung für die Ratsversammlung auch dann, wenn die Rednerliste geschlossen worden ist.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt den interfraktionellen An-  trag von CDU- und S-U-K-Ratsfraktion, Drs. 433, sowie den Antrag der    SPD-Ratsfraktion alternativ zur Abstimmung. Dabei erhält der interfrak- 



tionelle Antrag die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

11. Betreff:  Genehmigung der Änderung (Neufassung) der Satzung    - Drs. 389 ​
der Sparkasse Kiel                                

hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des       







Oberbürgermeisters                          


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel

Antrag: Die folgende Anordnung des Oberbürgermeisters nach § 65 Absatz 4 Gemeindeordnung (GO) vom 27. Juni 1997 wird genehmigt:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel tritt den Maßgaben des Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein in seinem Erlaß vom 25. Juni 1997 - IV 310 e - 164.280 - 21 - zur Genehmigung der von der Ratsversammlung am 12.06.1997 beschlossenen Satzung der Sparkasse Kiel bei.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

11. Genehmigung der Änderung (Neufassung) der Satzung der          - Drs. 389 
​Sparkasse Kiel


hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des Oberbürgermeisters


An der Beratung und Beschlußfassung nehmen die gewählten Verwaltungsrats-


mitglieder der Sparkasse Kiel nicht teil.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

12. Betreff:  B-Plan Nr. 344 für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf,     - Drs. 360 ​Eckernförder Straße, Steenbeker Weg, Bundesbahn   

und seine 1. Änderung (Rückwirkende Inkraftsetzung  


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.
Dem Prüfergebnis des Stadtplanungsamtes wird zugestimmt.

II.  Der in der Sitzung aushängende Bebauungsplan Nr. 344 für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf, Eckernförder Straße, Steenbeker Weg, Bundesbahn wird zum 20.04.1978 rückwirkend in Kraft gesetzt.

III. Die in der Sitzung aushängende 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 344 für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf, Eckernförder Straße, Steenbeker Weg, Bundesbahn wird zum 10.08.1990 rückwirkend in Kraft gesetzt.


Beschluß:  Verwiesen

12. Bebauungsplan Nr. 344 für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf,        - Drs. 360 ​Eckernförder Straße, Steenbeker Weg, Bundesbahn und seine


1. Änderung (Rückwirkende Inkraftsetzung)

Ratsherr   L i n d n e r   (SPD) stellt einen Geschäftsordnungsantrag auf Überweisung in den Bauausschuß, mit der Bitte, daß eine rechtliche Würdi​gung durch das Rechtsamt oder andere rechtlich Zuständige erfolgt.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Verwiesen

13. Betreff:  B-Plan Nr. 512 für das Baugebiet Kiel-Russee,        - Drs. 361 ​Pommernkamp, zwischen Achterwehrer Straße und     





Redderkamp (Aufhebung)                            


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der in der Sitzung aushängende Bebauungsplan Nr. 512 für das Bauge​biet Kiel-Russee, Pommernkamp, zwischen Achterwehrer Straße und Redderkamp und seine 1. vereinfachte Änderung werden aufgehoben (Auslegungsbeschluß).



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  B-Plan Nr. 515 für das Baugebiet Kiel-Wellsee,       - Drs. 362 
​Hofberg (Aufhebung)                               


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der in der Sitzung aushängende Bebauungsplan Nr. 515 für das Bauge​biet Kiel-Wellsee, Hofberg wird aufgehoben (Auslegungsbeschluß).



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  B-Plan Nr. 672 (Teilfläche A) für das Baugebiet      - Drs. 363 
​Kiel-Wellsee, Flächen östlich des Sportplatzes    

von Fortuna Wellsee, südlich der Segeberger       
Landstraße, westlich der Kleingärten der Landver- 
wertung e.V., Flächen nördlich des 2. Bau-        
abschnittes der Entwicklungsmaßnahme Kiel-Wellsee, 
westlich der Straßen Lieselotte-Hermann-Straße und 
des Kreisauer Ringes (Erneuter Entwurfsbeschluß)  


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I. Der Bebauungsplan Nr. 672 Teilfläche A wird für das Baugebiet Kiel-Wellsee, Flächen östlich des Sportplatzes von Fortuna Wellsee, südlich der Segeberger Landstraße, westlich der Kleingärten der Landverwertung e. V., Flächen nördlich des 2. Bauabschnittes der Entwicklungsmaßnahme Kiel-Wellsee, westlich der Straßen Lieselotte​Hermann-Straße und des Kreisauer Ringes erneut als Entwurf be​schlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  B-Plan Nr. 748 für das Baugebiet Kiel-Elmschen-      - Drs. 364 
​hagen, zwischen Richtweg und Maria-Magdalenen-    

Kirche, östlich der Bebauung Haselbusch, beider-  

seits Dornbusch, südlich Jettkorn, westlich Rüsterstraße, 
nördlich Elmschenhagener Allee (Beitrittsbeschluß)                               


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I.  Die vom Innenminister mit Erlaß vom 19.09.1996 (Az. IV

810c-512.113-2 (748) geltend gemachten Rechtsverstöße werden behoben:

Die Anregungen und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes 

Nr. 748, der in der Zeit vom 07.01.1994 bis zum 07.02.1994 öf​fentlich ausgelegen hat, sowie zu den Änderungen des Entwurfs nach den vereinbachten Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 3

Baugesetzbuch in Verbindung mit § 13 Abs. 1 Satz 2 Baugesetz​buch vom

a) Evangelisch-lutherischen Kirchenkreis Kiel, Ziegelteich 29, 24103  Kiel und vom





b) Landesamt für Denkmalpflege, Wall 74, 24103 Kiel





werden teilweise berücksichtigt.

II. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 748 werden wie auf dem in der Sitzung aushängenden Plan dargestellt geändert. Die Änderungen berühren die Grundzüge der Planung nicht.





Den Ergänzungen der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  B-Plan Nr. 887 für das Baugebiet Kiel-Schreven-      - Drs. 365
 ​teich, Kronshagener Weg, zwischen Sedanstraße und 

der Bahnanlage, südlich des Polizeigeländes       


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Schreventeich, Kronshagener Weg, zwischen Sedanstraße und der Bahnanlage, südlich des Polizeigeländes wird der Bebauungsplan 887 aufgestellt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Einziehung und Umstufung von öffentlichen            - Drs. 366 ​Verkehrsflächen                                   


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I.  Die Straßenaufsichtsbehörde wird gebeten, folgende Einziehungen nach dem Straßen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom 02.04.1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 413) vorzunehmen:






1. Einziehung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 StrWG:

Weg nach Arfrade (We 1, Planquadrat G 13)

2. Einziehung unter Beschränkung der Widmung auf den Fußgän​ger-, Radfahr- und Anliegerverkehr nach § 8 Abs. 1 Satz 2 StrWG:

Specken zwischen Poppendörper Weg und Gleisanlage der Industriebahn

II.  Die Straße Specken wird gem. § 7 Abs. 1 und 4 StrWG von der Gemeindestraße nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 a StrWG zur sonstigen öf​fentlichen Straße nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 c StrWG umgestuft.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  Straßenbenennungen                                   - Drs. 367 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der dreieckige Platz an der Kreuzung Kaiserstraße/Wikingerstraße



soll den Namen "Bahide-Arslan-Platz" erhalten


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

20. Betreff:  Hörnbrücke;

- Drs. 368 -





hier: Herstellung einer Hilfsbrücke über die Hörn;

Genehmigung einer Eilentscheidung des Oberbürger- 





meisters

  


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters nach § 82 Abs. 1




S. 4 GO vom 04.07.1997 wird genehmigt:

1. Zugestimmt wird der Vergabe der Bauleistungen zur Herstellung einer Hilfsbrücke (Rollbrücke) als Nachtragsauftrag an die Arbeitsgemeinschaft Hörnquerung der Firmen Heinrich Hirdes/MACOR Neptun, Kiel/Rostock, mit der Firma HDW-Nobiskrug, Rendsburg, als Nachunternehmerin auf der Grund​lage ihres Angebotes vom 26.06.1997 in Höhe von 933.869,79 DM (brutto).

2. Bei der Haushaltsstelle 66.909.950 - Bau einer Fuß- und Radwegbrücke

über die Hörn mit Neubau eines Anlegers für die Fördeschiffahrt - wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe von 500.000,00 DM zugestimmt.

Die zusätzliche Ausgabe wird gedeckt durch folgende Minderausgaben und


Mehreinnahmen:


66.002.950

Ausbau der B 502/Schönkirchener Straße

von der Schwentinebrücke bis Oppendorfer Weg








Minderausgabe
150.000,00 DM


66.106.360

Vom Bund für den Umbau Joachimplatz mit







Friesenbrücke








Mehreinnahme
145.000,00 DM


66.106.361

Vom Land für den Umbau Joachimplatz mit







Friesenbrücke








Mehreinnahme
95.000,00 DM


66.906.950

Teilumbau der Eckernförder Straße nördl.







des Steenbeker Weges








Minderausgabe
350.000,00 DM








insgesamt
740.000,00 DM


Davon sind folgende Mindereinnahmen abzusetzen:


66.906.360

Vom Bund für den Teilumbau der







Eckernförder Straße nördlich des







Steenbeker Weges








Mindereinnahme
240.000,00 DM


Verbleibende Deckungsmittel

500.000,00 DM


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

21. Betreff:  Sanierungsgebiet Kiel-Hörnbereich
     - Drs. 370 -





hier: Bau der Brücke Gaarden
  


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: 1. Der Bau der Brücke Gaarden, die nach der Entscheidung der EU-

Kommission vom 15.04.1997 für eine Förderung im Rahmen der Ge​meinschaftsinitiative URRBAN (Förderungszeitraum 1996 - 1999) vorgesehen ist, wird vorbehaltlich der Bereitstellung der städ​tischen Eigenmittel in den Haushaltsjahren 1998 bis 1999 reali​siert.



2. Den bisher geschätzten Gesamtkosten von 5.000.000,00 DM ist der

folgende Finanzierungsplan zugrunde zu legen:




EU-Zuweisungen
2.200.000,00 DM




Eigenmittel/Kredite
2.800.000,00 DM





zusammen
5.000.000,00 DM






===============



3. Die Ausgaben sind zum Haushaltsplan 1998 mit 2.000.000,00 DM und

einer Verpflichtungsermächtigung von 3.000.000,00 DM, diese im Haushaltsplan 1999 abzulösen, anzumelden.



4. Der Bau der Brücke ist über das bei dem treuhänderischen Sanie-

rungsträger BIG-Städtebau GmbH gebildete Treuhandvermögen abzu​wickeln.



5. Die BIG-Städtebau GmbH wird beauftragt, die für die Bewilligung

der Fördermittel durch das Ministerium für Wirtschaft, Technolo​gie und Verkehr vorzulegenden HU-Bauunterlagen auf der Grundlage des vorliegenden Planungsgutachtens in Auftrag zu geben. Die da​für anfallenden Planungskosten von voraussichtlich 200.000,00 DM sind zunächst aus den Mitteln des Treuhandvermögens (Vorberei​tungskosten) zu decken und endgültig aus der Baumaßnahme zu fi​nanzieren.



6. Die BIG-Städtebau GmbH wird beauftragt, die für den Bau der

Brücke benötigten Grundstücksflächen bzw. Grundstücksrechte aus Mitteln des Treuhandvermögens für die Landeshauptstadt Kiel zu erwerben.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

21. Sanierungsgebiet Kiel-Hörnbereich

- Drs. 370 -


hier: Bau der Brücke Gaarden

Ratsherr   P e t e r s e n   (S-U-K) beantragt im Namen seiner Fraktion die getrennte Abstimmung der Punkte 1 - 4 und 5 - 6 des Antrages, Drs. 370.


Beschluß über die Drs. 370, Punkte 1 - 4: Nach Antrag - einstimmig

Beschluß über die Drs. 370, Punkte 5 - 6: Nach Antrag - mit Mehrheit






bei 3 Gegenstimmen

22. Betreff:  Neugestaltung und Umbau des Hauptbahnhofes Kiel      - Drs. 371 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
1. Der vorliegenden Umbauplanung der DB AG für den Kieler




Hauptbahnhof wird grundsätzlich zugestimmt (Anlage 1/Pläne 1-3).



2. Der Verkaufsflächenanteil im Kieler Hauptbahnhof wird gemäß

Umbauplanung auf max. 3.500 m  Brutto-Einzelhandelsnutzfläche (Verkaufs-/Lager- bzw. Nebenflächen) begrenzt. 

Die zulässigen weiteren Brutto-Einzelhandelsflächen im CAP-Be​reich (vorlieg. Umnutzungsantrag der Cart-Bahn) sind auf max. 1.000 m  in der Bauleitplanung standortbedingt festzulegen.



3. Mit dem B-Plan 872 für den Hauptbahnhof (im Verfahren/Aufstel-

lungsbeschluß RV.23.05.96) ist gemäß Punkt 2 des Antrags die Rechtssichung für die Genehmigung des Hauptbahnhofumbaus um​gehend zu verfolgen. Parallel wird für die Umbaumaßnahmen an den Bahnanlagen (Gleis- und Bahnhallenanlagen) das EBA (Eisenbahn​bundesamt/Planfeststellungsbehörde für Bahnanlagen der DB AG) die erforderliche Planfeststellung in Abstimmung mit der LHS





Kiel durchführen.

4. Dem Abriß der Gangsysteme an der Bahnhofsfront gemäß DB-Umbau​planung (Anlage 1/Antragspunkt 1) wird zugestimmt. 

Im Rahmen der Neugestaltung des Bahnhofsvorplatzes wird die Brücke zum ZOB entbehrlich und folglich der Brückenabbau im Zuge des Platzumbaus beschlossen.


Vertagt

22. Neugestaltung und Umbau des Hauptbahnhofes Kiel                - Drs. 371 -


Ratsherr

D r .   W u l f f   (CDU) stellt im Namen seiner Fraktion einen


Geschäftsordnungsantrag auf Vertagung.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Vertagt

23. Betreff:  Sanierungsgebiet Kiel-Gaarden - 2. Satzungs-         - Drs. 372 ​erweiterung - SAG 2. E                            

Teilweise Aufhebung des Satzungsgebietes          


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die als Anlage beigefügte Satzung über die teilweise Aufhebung der Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes Gaarden I (SAG I) vom 14.06.1974, zuletzt geän​dert durch Änderungssatzung zur zweiten Satzungserweiterung vom 03.12.1987, wird gemäß § 162 Abs. 1 Satz 2 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  Jahresabschluß der Müllverbrennung Kiel GmbH         - Drs. 387 
​für das Geschäftsjahr 1996                        


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Der Vertreter der Stadt in der ordentlichen Gesellschafterversamm​lung der Müllverbrennung Kiel GmbH wird angewiesen, nachstehenden Beschlüssen zuzustimmen:



1. Feststellung des Jahresabschlusses 1996 der Müllverbrennung

Kiel GmbH und Vortrag des Jahresüberschusses von 179.051,94 DM auf 1997.

2. Entlastung des Aufsichtsrates und der Geschäftsführung für das Geschäftsjahr 1996.

3. Bestellung der Revisions- und Treuhand KG, Wirtschafts- und Prü​fungsgesellschaft, Schülperbaum 23, Kiel, zur Abschlußprüfung für das Geschäftsjahr 1997.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

24. Jahresabschluß der Müllverbrennung Kiel GmbH für das           - Drs. 387 ​Geschäftsjahr 1996


Zu Punkt 2 der Vorlage: 

Die Aufsichtsratsmitglieder der MVA nehmen an der Beratung und Beschlußfas​sung nicht teil.


Zu Punkt 1 und 3 der Vorlage: 

Die Aufsichtsratsmitglieder der MVA sind nicht befangen, da sie entsandt


sind. Sie dürfen an der Beratung und Beschlußfassung mitwirken.

Ratsherr   P e t e r s e n   (S-U-K) beantragt im Namen seiner Fraktion die getrennte Abstimmung des Punktes 2 des Antrages.

Beschluß über die Drs. 387, Punkte 1 und 3, einschließlich der vom Umwelt​ausschuß/Werkausschuß beschlossenen Änderung zu Punkt 1 des Antrages:


Nach Antrag - einstimmig


Beschluß über die Drs. 387, Punkt 2: Nach Antrag - mit Mehrheit





bei 4 Gegenstimmen

25. Kleine Anfragen 

a) Ausstellung des "Haus der Initiativen" im Rathaus           - Drs. 384 ​
Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Ist es richtig, daß während einer Ausstellung des "Haus der Initiati​ven" vom 7. bis 18. April 1997 im Foyer des Rathauses Materialien ausgestellt wurden, die teilweise von Organisationen herausgegeben werden, die vom Verfassungsschutz beobachtet werden bzw. momentan in Deutschland sogar verboten sind?

2. Trifft es zu, daß Bürgerinnen und Bürger sich bei der Stadt über be​stimmte ausgestellte Materialien beschwert haben? Sollte dies zutref​fen: Warum wurde seitens der Stadt nicht auf die Entfernung der ent​sprechenden Materialien hingewirkt bzw. wurde das ausgestellte Mate​rial überhaupt in Augenschein genommen?

3. Wie stellt die Stadt sicher, daß keine extremistischen Organisationen städtische Räumlichkeiten nutzen können?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


b) Autobahnanbindung Russeer Weg
 - Drs. 388 -



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:



Siehe Punkt 10. v) der Tagesordnung.



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


c) Privatisierung der MVA
    - Drs. 393 -



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wer hat für die Landeshauptstadt Kiel das Gutachten zur Bewertung der Angebote der Firman VKR und REN zur Übernahme der Müllverbrennungsan​lage Kiel bei der Landesbank in Auftrag gegeben?



2. Wie hoch belaufen sich die Kosten dieses Gutachtens?

3. Aufgrund  welcher Qualifikation bzw. aufgrund welcher Kriterien wurde die  Landesbank als  Gutachter ausgewählt; ist in diesem Zusammenhang auch darauf  geachtet worden,  daß die  Landesbank über  ihre gesell​schaftlichen Verflechtungen bei der Westdeutschen Landesbank mit der VKR verbunden ist?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

d) Verwendung von Bußgeldern                                   - Drs. 394 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Aus welchem Grunde werden die aus der Verkehrsüberwachung erzielten Bußgelder in Kiel im Unterschied zu der kreisfreien Stadt Neumünster und dem Kreis Stormarn nicht zu neuen Investitionen in die Verkehrs​sicherheit verwendet, sondern allein dem Gesamthaushalt als Einnahme zur Verfügung gestellt?

2. Beabsichtigt der Oberbürgermeister eine Änderung dieses Verfahrens?




Wenn nein, warum nicht?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

e) Gutachten-Vergabe an die Landesbank                         - Drs. 405 
​Schleswig-Holstein                                

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:


1. Was waren die Gründe der Verwaltung für die Beauftragung der Landes-

bank Schleswig-Holstein (LB) mit der Erstellung eines Gutachtens zur Beurteilung der vorliegenden zwei Angebote zur Übernahme von Gesell​schaftsanteilen der MVA GmbH?

2. Waren der Verwaltung bei der Vergabe des o. g. Gutachtens die ge​schäftlichen Verbindungen der LB und ihrem größten, 39,9 %igen An​teilseigner Westdeutsche Landesbank mit dem Veba-Konzern bekannt und kann vor diesem Hintergrund die Empfehlung der LB zugunsten der Veba​Tochter Kraftwerke Ruhr AG (VKR) noch als unabhängige Empfehlung be​urteilt werden?

3. Können die in dem Gutachten der Landesbank genannten möglichen Sen​kungen der Betriebs(führungs)kosten nicht auch durch eine geänderte interne Geschäftsführungsreform erreicht werden und aus welchen Grün​den ist der Betriebsführungsvertrag mit den Stadtwerken so unvorteil​haft für die MVA und letztlich für die Kieler AbfallgebührenzahlerIn​nen?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

f) Sozialhilfezahlungen bei der LHS Kiel                       - Drs. 406 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:


1. An welche Bedingungen bzw. Verpflichtungen des Nachweises der Ar-

beitssuche durch den/die Sozialhilfe-AntragstellerIn knüpft das Sozi​alamt die Bewilligung von Anträgen auf Sozialhilfe? Welche Sanktionen praktiziert das Sozialamt im Falle der Nichterfüllung dieser Ver​pflichtungen?

2. In wie vielen Fällen wurden seit Januar 1997 Sozialhilfezahlungen aufgrund der Nichterfüllung der unter 1) genannten Verpflichtungen abgelehnt bzw. gekürzt oder eingestellt?

3. Wie viele Arbeitspläte würden in Kiel benötigt, um allen arbeitsfähi​gen HzL-EmpfängerInnen zumutbare Beschäftigung zu garantieren und welche finanziellen Auswirkungen für die Landeshauptstadt Kiel wären damit verbunden?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

g) Straßenreinigung                                            - Drs. 418 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Läßt sich belegen, daß bestimmte Straßen, z. B. in Wohngebieten, we​niger verschmutzt und verunreinigt sind als andere Bereiche der Stadt? Wenn ja, um welche Gebiete handelt es sich?

2. Würde in den äußeren Stadtbereichen - über die bisherigen beschränk​ten Regelungen hinaus - ein 14tägiger Reinigungsrhythmus ausreichen, ohne daß es zu einem verschmutzten Straßenbild kommt?

3. Gibt es in vergleichbaren Großstädten Straßenreinigungssatzungen, die im Stadtgebiet einen differenzierten Rhythmus (wöchentlich oder vier​zehntägig) ermöglichen oder die z. B. in Wohngebieten eine nur vier​zehntägige Reinigung vorsehen? Wäre eine Übertragung der Gehwegreini​gungspflicht auf die Anlieger möglich?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

h) Kostenerstattungssatzung nach § 8 BNatSchG                  - Drs. 421 
​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:



Welche Kosten hat die Bekanntmachung der Satzung am



a) 28. Mai 1997



b) 31. Mai 1997



verursacht?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

26. Grosse Anfragen 

a) Autobahnanschluß Russeer Weg                                - Drs. 240 
​Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:



Siehe Punkt 10. v) der Tagesordnung.



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

b) Selbstverständnis und Zielsetzung des Natur-                - Drs. 299 
​schutzes in der LHS Kiel                          

Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Wie hoch war in den letzten drei Jahren der Anteil der mit Wahrung von Naturschutzbelangen begründeten Ablehnungen an der Gesamtzahl der Genehmigungsverfahren, aufgeschlüsselt nach den Bereichen Wohnungs​bau, Gewerbeansiedlung und Freizeiteinrichtungen und um was für eine Größenordnung, berechnet nach Quadratmeter oder Wohneinheiten, han​delt es sich dabei?

2. Bei wie vielen in den letzten drei Jahren von der Ratsversammlung be​schlossenen Bebauungsplänen hat die Stellungnahme der unteren Natur​schutzbehörde eine Reduzierung des geplanten Bauvolumens bewirkt und um was für eine Größenordnung handelt es sich dabei?

3. Bei den Genehmigungsverfahren, in denen die untere Naturschutzbehörde zugestimmt hat, sind in der Regel Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zur Auflage gemacht worden. Gibt es für die Ermittlung der Höhe des Aus​gleichs bzw. Ersatzes einheitliche Bemessungsgrundlagen? Wenn ja,




welche sind diese?

4. Ist die Höhe der Ausgleichsforderungen in Kiel mit denen der anderen kreisfreien Städte in Schleswig-Holstein vergleichbar?

5. Bei Grundstücksverhandlungen mit der Stadt ist es für Gewerbetreiben​de wichtig zu erfahren, ob das Grundstück mit Naturschutzauflagen be​lastet ist. Es hat in der Vergangenheit in einer Reihe von Fällen zu einer großen Verärgerung von Gewerbetreibenden und zu einer Beein​trächtigung des städtischen Ansehens geführt, wenn erst im Genehmi​gungsverfahren herausgekommen ist, daß das städtische Grundstück mit Naturschutzauflagen belastet war. Hat die Stadt sichergestellt, daß Naturschutzauflagen bereits Gegenstand von Grundstücksverhandlungen sind? Wenn ja, wie?

6. In welchen Fällen gilt der Schutz von Biotopen auch im Innenbereich und in rechtskräftigen Bebauungsplänen?

7. Öffentliche oder private Vorhabenträger verfügen oft nicht über die Flächen zur Durchführung von Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen. Die Stadt sollte in diesen Fällen ihre Unterstützung anbieten können. Wie stellt die Stadt sicher, daß ausreichend Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen verfügbar sind?

8. Wäre es zweckmäßig und rechtlich zulässig, die Wahrnehmung von Natur​schutzbelangen auf den Außenbereich zu beschränken?

9. Gibt es für die Wahrnehmung der Naturschutzbelange unterschiedliche Leitbilder für den im Zusammenhang bebauten Bereich und für den Au​ßenbereich? Wenn ja, wie sehen diese aus?

      10. Hat die Stadt in den letzten drei Jahren Maßnahmen zur Verbesserung des Naturhaushalts durchgeführt? Wenn ja, welche sind im Rahmen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen durchgeführt worden und welche als freiwillige Maßnahmen?

      11. Der Naturschutz sichert seine Belange u. a. durch die Ausweisung von Schutzgebieten. Gleichzeitig können dadurch städtebauliche Entwick​lungsmöglichkeiten eingeschränkt werden: Wonach richtet sich die Ab​grenzung von Schutzgebieten?

      12. Die Abgrenzung von Schutzgebieten kann aus wirtschaftlicher Sicht und zur Wahrung städtebaulicher Entwicklungsvorstellungen als Hindernis auftreten. Unter welchen Voraussetzungen sind Entlassungen aus dem Landschaftsschutz möglich?

      13. Auflagen zur Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden hin und wieder als Investitionshemmnis wahrgenommen. Gibt es Beispie​le für das Verhältnis von Investitionskosten zu Ausgleichskosten?

      14. Der Grüngürtel der Stadt erfährt aus städtebaulicher Sicht eine sehr widersprüchliche Wertschätzung. Einerseits wird seine Bedeutung für die Naherholung der Kieler Bevölkerung hervorgehoben, andererseits scheint er als Bauerwartungsland zu dienen. Welche Funktionen erfüllt der Grüngürtel aus der Sicht des Naturschutzes?

      15. Der Naturschutz ist zwar allgemein anerkannt, in konkreten Fällen hat der Naturschutz sowohl in der Wirtschaft als auch in Teilen der Be​völkerung große Akzeptanzprobleme. Welche Möglichkeiten werden gese​hen, diese Akzeptanzprobleme zu verringern? Welche Maßnahmen sind er​forderlich?


Vertagt

26. b) Große Anfrage: Selbstverständnis und Zielsetzung            - Drs. 299 -


des Naturschutzes in der Landeshauptstadt Kiel

Ratsherr   S c h w a r d t   (SPD) schlägt vor, obwohl die Antwort schon vorliegt, die Große Anfrage erst in der nächsten Sitzung der Ratsver​sammlung zu beraten.


Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

c) Situation auf dem Kieler Arbeitsmarkt                       - Drs. 385 -

Hierzu liegt folgende Große Anfrage der SPD-Ratsfraktion/Bündnis 90/


DIE GRÜNEN vor:

Die Arbeitsmarktsituation hat sich bundesweit verschlechtert: im März 1997 waren 4,47 Millionen Menschen ohne Arbeit. Eine weitere unbekannte Zahl unbeschäftigter Personen befindet sich in der "stillen Reserve". Auch die Situation auf dem Lehrstellenmarkt wird immer dramatischer.

Die Stadt Kiel ist von diesen bundesweiten Trends stark betroffen. Die neuesten Zahlen der Arbeitsverwaltung (Juni 1997) weisen für die kreis​freie Stadt Kiel eine Arbeitslosenquote von 14,6 % aus.

Vor diesem Hintergrund stellen wir die nachfolgende Große Anfrage.

1. Zur Situation auf dem Arbeitsmarkt und zur Lage der beruflichen



Bildung

1.1  Wie hat sich in den vergangenen Jahren die Arbeitslosenquote in Kiel entwickelt, differenziert nach Geschlecht, Alter Nationali​tät, Ausbildungsstand, Dauer und Gesundheitszustand der Arbeits​losen?

1.2  Gab und gibt es besondere Problemgruppen, die in den vergangenen zwei Jahren und aktuell besonders von Arbeitslosigkeit betroffen sind?

1.3  Wie hat sich in den vergangenen Jahren die Beschäftigung in den verschiedenen Bereichen der Kieler Wirtschaft (Industrie, Hand​werk, Dienstleistungen, öffentlicher Dienst) und die Zahl der offenen Stellen entwickelt? Welchen Beitrag zur Beschäftigungs​entwicklung haben die Stadt Kiel und die Unternehmen mit städti​scher Beteiligung geleistet?

1.4  Wie hat sich in den letzten Jahren die Zahl der Existenzgründun​gen - allgemein und aus der Arbeitslosigkeit heraus - in Kiel entwickelt? Welche Erkenntnisse liegen der Stadt über Struktur, Erfolg und Beschäftigungswirkungen dieser Existenzgründungen vor?

1.5  Wie stellt sich die Lage auf dem Kieler Arbeitsmarkt im Ver-





gleich mit anderen Städten und Regionen dar?

1.6  Gibt es aus Sicht der Verwaltung spezielle lokale Gründe für die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit in Kiel?

1.7  Welche Branchen bzw. welche Personen- und Berufsgruppen sind be​sonders von Arbeitsmarktproblemen betroffen?

1.8  Wie wird sich der Kieler Arbeitsmarkt in der Zukunft voraus-





sichtlich entwickeln?

1.9  Wie hat sich die Situation der beruflichen Ausbildung in Kiel in den letzten Jahren entwickelt? Wie viele Ausbildungsplätze (dif​ferenziert nach Bereichen) haben die Stadt Kiel und die Unter​nehmen mit städtischer Beteiligung dabei jährlich angeboten? Wie

sieht der aktuelle Stand auf dem Lehrstellenmarkt aus? Wie wird sich die Ausbildungsproblematik in den nächsten Jahren in Kiel weiter entwickeln?

2. Folgen der Arbeitslosigkeit


2.1  Wie wirkt sich Arbeitslosigkeit auf die sozialen Lagen der be-

troffenen Kielerinnen und Kieler im Hinblick auf Verschuldung, Empfang von Sozialhilfe und Wohngeld, Bedarf an psychosozialer Betreuung etc. aus?


2.2  Wie viele Frauen und Männer erhalten derzeit Arbeitslosengeld

oder -hilfe und sind aufgrund welcher Ursachen gleichzeitig auf Leistungen nach dem BSHG angewiesen?


2.3  Welche Folgen hat die Arbeitslosigkeit auf den Haushalt der

Stadt Kiel im Hinblick auf entgangene Steuereinnahmen, Ausgaben im Sozialhilfeetat, Unterstützungsbedarf für Selbsthilfegruppen etc.?


2.4  Welche Folgen hat die Arbeitslosigkeit auf die Wirtschaft in



Kiel, insbesondere den örtlichen Einzelhandel?

3. Städtische Maßnahmen gegen Arbeitslosigkeit


3.1  Wie reagiert die Stadtverwaltung auf die zunehmende Arbeitslo-

sigkeit in Kiel, im Hinblick auf die Unterstützung von Arbeits​loseninitiativen, Ausbau von städtischen Beratungsangeboten und Angeboten freier Träger für Männer und Frauen, Unterstützung von lokalen Beschäftigungsinitiativen etc.?


3.2  In welcher Weise, in welchem Umfang und mit welchen Beschäfti-

gungswirkungen haben Stadt und Unternehmen mit städtischer Be​teiligung die Förderangebote der Arbeitsverwaltung (und ergän​zend ggf. des Landes) bisher genutzt (z. B. § 242 s AFG, Ein​gliederungszuschüsse)? Welche Möglichkeiten sieht (oder nutzt bereits) die Stadt, die Vergabe von Aufträgen mit beschäfti​gungspolitischen Förderangeboten der Arbeitsverwaltung zu ver​knüpfen?


3.3  Welche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gibt es in welchen Bereichen

in der Landeshauptstadt Kiel, bei der Landeshauptstadt Kiel und bei deren Gesellschaften? Wie hoch ist der Anteil der Bundesan​stalt für Arbeit und entsprechende Anteil der Stadt Kiel und ih​rer Gesellschaften jeweils in DM?


3.4  Lassen sich die Antworten zu Frage 3.2 und 3.3 nach Geschlecht,

Alter, Ausbildung und Nationalität der Betroffenen differenzie​ren?


3.5  In welcher Weise, in welchem Umfang und mit welchen Beschäfti-

gungswirkungen haben Stadt und Unternehmen mit städtischer Be​teiligung arbeitsmarktpolitisch ausgerichtete Förderprogramme der EU bisher genutzt?


3.6  Welche arbeitsmarktpolitische Bedeutung hat die KIBA erlangt? Wo

liegen die beschäftigungspolitischen Schwerpunkte? Wie finan​ziert sich die KIBA? Wie viele Frauen und Männer wurden in der KIBA seit Gründung beschäftigt? Wie hoch ist der Anteil der ehe​maligen KIBA-Beschäftigten, die einen Arbeitsplatz im Ersten Ar​beitsmarkt gefunden haben?


3.7  Welche Möglichkeiten sieht die Stadt, arbeitsfähige Sozialhilfe-

empfänger verstärkt in Beschäftigungsverhältnisse zu führen? Un​ter welchen Umständen hält sie bei Ablehnung eines Arbeitsange​botes eine Kürzung der Sozialhilfe für angemessen?

3.8  In welcher Weise sind bei der Stadt die Aufgaben der Wirt​schaftsförderung und der Arbeitsmarktpolitik verknüpft? Welche Bedeutung haben dabei KITZ und KIWI? In welcher Weise, mit wel​chem finanziellen Aufwand und mit welcher Wirkung hat die Stadt im Rahmen ihrer Wirtschaftsförderung seit 1990 die Schaffung von Arbeitsplätzen unterstützt? Welche Ansätze haben sich als er​folgreich, welche als weniger erfolgreich erwiesen?

3.9  In welcher Weise und mit welchem Erfolg hat die Stadt Existenz​gründungen (auch aus der Arbeitslosigkeit heraus) unterstützt? Welche generellen Anschubhilfen bietet die Stadt Existenzgrün​dern an?

3.10 Welche Maßnahmen unternimmt die Stadtverwaltung, um arbeits​platzintensiven Betrieben Ansiedlungsmöglichkeiten zu verschaf​fen bzw. Abwanderungen zu verhindern?

3.11 Welche personalpolitischen Maßnahmen unternimmt die Stadtverwal​tung im eigenen Haus, um Arbeitszeitverkürzungen, Abbau von Überstunden, Gewährung flexiblerer Arbeitszeiten, Teilzeit etc. zu ermöglichen? In welchem Umfang nutzt die Stadt befristete Ar​beitsverträge, um flexibel auf Arbeitsüberhänge reagieren zu können? In welchem Umfang finden Nebentätigkeiten städtischer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter statt? Sieht die Stadt Möglich​keiten, diese zu reduzieren?

3.12 Unter welchen Voraussetzungen wären Stadt und Unternehmen mit städtischer Beteiligung kurzfristig bereit, zusätzliche Ausbil​dungsplätze - auch über den eigenen Bedarf hinaus - anzubieten?

3.13 Welche Maßnahmen unternimmt die Stadt Kiel, um illegale Beschäf​tigung, Schwarzarbeit und den Mißbrauch von Sozialhilfe zu ver​hindern?

3.14 Inwiefern arbeitet die Stadtverwaltung mit Verbänden und Organi​sationen wie Arbeitsamt, IHK, DGB, DAG zusammen, um gemeinsam Strategien zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit zu entwickeln?


Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

d) Beschäftigungssituation von Frauen in der                   - Drs. 386 ​Stadtverwaltung der LHS Kiel                      

Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE


GRÜNEN vor:

Durch die im schleswig-holsteinischen Gleichstellungsgesetz festgelegte Bestandsaufnahme und Analyse der Beschäftigtenstruktur sind Einblicke in die Situation der weiblichen Beschäftigten in der Landeshauptstadt Kiel möglich geworden. Um beurteilen zu können, wie weit es der Landeshaupt​stadt Kiel gelungen ist,


. Arbeitsbedingungen zu schaffen, die für beide Geschlechter die Verein-



barkeit von Familie und Beruf ermöglichen, 


. die Nachteile zu kompensieren, die vor allem Frauen als Folge der ge-



schlechtsspezifischen Arbeitsteilung erfahren und 


. eine gerechte Beteiligung von Frauen an allen Lohn-, Vergütungs- und



Besoldungsgruppen 

zu erreichen (s. § 1 GstG), bedarf es jedoch weiterer Informationen.


Aus diesem Grund stellen wir die nachfolgende Große Anfrage.

1. Wie hoch ist die Zahl der Beschäftigten bei der Landeshauptstadt

Kiel? Wie hoch ist der anteil der weiblichen Beschäftigten



a) an der Gesamtzahl



b) in den jeweiligen Sachgebieten nach Ämtern

c) in den städtischen Eigenbetrieben, Gesellschaften usw. d) nach Statusgruppen (Beamte, Angestellte, ArbeiterInnen)?

2. Wie hoch ist der Anteil der weiblichen Beschäftigten aufgeschlüsselt nach Vergütungsgruppen



a) in den Sachgebieten nach Ämtern



b) in den städtischen Eigenbetrieben, Gesellschaften usw.?

Die Vergütungsgruppen sollen in drei Gruppen (niedrige, mittlere, ho​he Vergütung) zusammengefaßt werden, die deutlich machen, wie viele Stellen eine eigenständige Lebensführung ermöglichen und wie viele darüber hinaus gut bezahlt sind, bzw. darunter liegen.

3. In welchem Umfang (% an der Gesamtzahl) nehmen weibliche Beschäftigte an den Fortbildungsveranstaltungen der Landeshauptstadt Kiel bzw. ex​ternen Angeboten teil? (1996 und 1997)



Gesondert auszuweisen sind dabei



a) Veranstaltungen im Rahmen von Aufstiegsverläufen



b) Führungskräftenachwuchsfortbildungen

c) Fortbildungen in den Bereichen BWL, EDV und Verwaltungsreform.

4. Welche Anstrengungen unternimmt die Landeshauptstadt Kiel (auch in den städtischen Eigenbetrieben, Gesellschaften usw.), um den Anteil der weiblichen Führungskräfte zu erhöhen?

5. Welche Auswirkungen haben diese Anstrengungen in den vergangenen drei Jahren auf die Einstellungs- und Beförderungspraxis gehabt? Bitte aufschlüsseln 



a) nach Statusgruppen und

b) nach Gehaltsgruppen (s. 2 b), jeweils in absoluten Zahlen und in




Prozent. 

Bitte geben Sie auch an, ob es sich bei den mit Frauen besetzten Stellen um Voll- oder Teilzeitstellen handelt (Stundenzahl) und ob die Stellen unbefristet oder befristet sind (wie lange?). Dasselbe gilt für Stellen, die durch Beförderung mit einer Frau besetzt wur​den.

6. Haben für die städtischen Führungskräfte Fortbildungsveranstaltungen in der Anwendung des schleswig-holsteinischen Gleichstellungsgesetzes und der Frauenfördersatzung der Landeshauptstadt Kiel stattgefunden? a) Wenn ja: Wie viele Führungskräfte haben daran teilgenommen (aufge​

schlüsselt nach weiblichen und männlichen Beschäftigten sowie Füh​rungsebene  Sachgebietsleitung/DezernentInnen, Amts-, Abteilungs-, Sachgebietsleitung ).

b) Wenn nein: Wie gut ist der Kenntnisstand über die genannten Nor​men? Als Indikator sollen alle Anfragen an das Rechtsamt und die Kommunalaufsicht zu diesem Bereich und deren Ergebnisse kurz zu​sammengefaßt dargestellt werden.

7. Personalabbau von 1987 bis 1997: 

a) Wie viele der abgebauten Stellen liegen in Abteilungen, in denen

die Arbeitsplätze zu mehr als 50 % mit Frauen besetzt sind? (Abso​lute Zahlen und Prozentangaben)

b) Wie hat sich der Anteil der Frauen in dem genannten Zeitraum ver-




ändert? Bitte aufschlüsseln 




. nach Ämtern in den Sachgebieten,




. nach Gehaltsgruppen, die wie in 2. b) zusammengefaßt werden





können) und




. nach Statusgruppen (BeamtInnen, Angestellte, ArbeiterInnen).

8. Mutterschutz und Erziehungsurlaub: 

a) Wie viele Frauen haben in den Jahren 1990 bis 1997 Mutterschutz in




Anspruch genommen? 

b) Wie viele Beschäftigte haben in diesen Jahren Erziehungsurlaub ge​nommen? Bitte aufschlüsseln nach männlichen bzw. weiblichen Be​schäftigten sowie nach Gehaltsgruppen, Ämtern in den Sachgebieten und Statusgruppen.

Bei den Punkten 8 a) und b) sollen die Daten für die einzelnen Jahre getrennt dargestellt werden.

9. Kennzahlen: Die Antworten auf die Fragen 1, 2, 3 7 b) sollen mit





Kennzahlenübersichten versehen werden, aus denen

a) die Anteile der konkret beschäftigten Frauen und Männer hervorge​hen (in Prozent) 

b) die Anteile der vollen bzw. Teilzeitstellen hervorgehen; dabei sollen die Stundenzahlung der mit Frauen bzw. mit Männern besetz​ten Stellen und auf volle Stellen umngerechnet werden, 

c) die Anteile befristeter bzw. unbefristeter Stellen hervorgehen. Dabei wird das im Anhang dargestelte Verfahren angewandt.

10. Ist es nicht möglich, einzelne der voranstehenden Fragen zu beantwor​ten?





Wenn ja, woran liegt dies jeweils? 

Welche Voraussetzungen müßten jeweils geschaffen werden, um die Fra​gen beantworten zu können?




Beschluß: Die Antwort liegt noch nicht vor

27. Betreff:

Gesellschaftsgründung "Kiel-Hörn Kai-City GmbH"      - Drs. 420 -








- Ermächtigungsbeschluß der Ratsversammlung für   

die städtischen VertreterInnen der KiWi mbH     


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel

Antrag: Die städtischen Vertreter/innen der KiWi mbH werden ermächtigt, in ihrer Aufsichtsratssitzung der Beteiligung an der Gesellschafts​gründung "Kiel-Hörn Kai-City GmbH" ztuzustimmen.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff:

Genehmigung von Einzelentscheidungen gem.            - Drs. 417 -

§ 82 Gemeindeordnung                              


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel

Antrag: Den in der anliegenden Liste aufgeführten Einzelentscheidungen gem. § 82 Gemeindeordnung in Höhe von insgesamt 1.235.530,-- DM wird zu​gestimmt.


Beschluß:

Nach Antrag - mit Mehrheit-

29. Betreff: - Vertrag über die Änderung der Grenzen zwischen      - Drs. 403 ​
der Gemeinde Altenholz, Kreis Rendsburg- Eckern-









förde, und der LHS Kiel vom 19.06.1997 und

- Öffentlich-rechtlicher Vertag über die Gründung

eines Zwechverbandes "Entwicklungsgemeinschaft Altenholz-Dänischenhagen-Kiel" vom 19.06.1997


Kenntnis genommen

29. - Vertrag über die Änderung der Grenzen zwischen der Ge-         - Drs. 403 
meinde Altenholz, kKreis Rendsburg-Eckernförde und der 



LHS Kiel vom 19.06.1997 und


- Öffentlich-rechtlicher Vertrag über die Gründung eines



Zweckverbandes "Entwicklungsgemeinschaft Altenholz-



Dänischenhagen-Kiel" vom
19.06.1997

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, den Punkt 1 a) der nichtöffentlichen Sitzung unter diesem Tagesordnungspunkt zu behandeln.


Beschluß: Kenntnis genommen

30. Verschiedenes


a) Baustelle Schloßstraße/Prinzengarten

Ratsherr   D r .   W u l f f   (CDU) fragt, warum nach dem Umbau Schloß​straße/Prinzengarten die Straße wieder aufgerissen worden ist. 
Stadtbaurat   D r .   F l a g g e   (SPD) teilt mit, daß dies keine städtische Baustelle ist.


b) Ampelschaltung Oslokai

Ratsherr   P e t e r s e n   (S-U-K) fragt, warum die Ampelanlage am Os​lokai auf Rot geschaltet ist, wenn die Autos, die vom Wall her kommen, vorher mit einer Grünen Welle fahren können. 

Stadtbaurat   D r .   F l a g g e   (SPD) teilt mit, daß die Vorfahrts​regelung momentan neu getroffen wird. Er geht aber davon aus, daß es sich dort zu einer ordentlichen Grünen Well einspielen wird.


c) Computermuseum Kiel

Ratsherr   S c h w a r d t   (SPD) fragt, ob es auch ein Interesse der Stadt Kiel an diesem Museum gibt und ob es schon Kontakte zur Fachhoch​schule gibt, wie man dieses Projekt unterstützen kann. Oberbürgermeister   G a n s e l   (SPD) teilt mit, daß es zwar Kontakte gibt, aber daß es sich auch um ein schwieriges und teures Projekt han​delt, da man die alten Geräte zum Laufen bringen muß. Bis dahin liegt die Verantwortung bei der Fachhochschule. Außerdem ist die Stadt am Ende ihrer Kräfte, wenn es darum geht, die gesamte Kieler Museumslandschaft zu gestalten.

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 18.09.1997 stattfindet.




Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) schließt die




Öffentliche Sitzung der Ratsversammlung.


gez. Silke Reyer
                    gez. Verena Schattke


Stadtpräsidentin
                    Stellv. Stadtpräsidentin

gez. Thomsen





Protokollführerin

